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Was die Parteien sagen
Kurz und verständlich
Zusammenfassungen in Einfacher Sprache

ZU DEN FRAGEN
Die Fragen stammen von Jugendlichen aus Langenhagen. Sie wurden in
den Jugendtreffs der Offenen Kinder- und Jugendarbeit gesammelt.

ZUR ZUSAMMENFASSUNG
Die Texte wurden mithilfe von Künstlicher Intelligenz aus den Originalantworten erstellt und anschließend
redaktionell geprüft. Sie geben die wichtigsten Aussagen verkürzt und in Einfacher Sprache wieder.
Maßgeblich sind die Originalantworten.

ZUR KOMMUNALEN EINORDNUNG
Dargestellt sind die zusammengefassten Antworten der in Langenhagen zur Kommunalwahl antretenden
Parteien und Wählergemeinschaften beziehungsweise ihrer örtlichen Vertretungen. Es handelt sich um
kommunalpolitische Positionen für Langenhagen, nicht um Stellungnahmen der Landes- oder
Bundesverbände beziehungsweise der Landtags- oder Bundestagsfraktionen.

FÜR WEN IST DAS PLAKAT?
Das Plakat informiert allgemein über kommunalpolitische Positionen für Langenhagen. Es richtet sich an alle jungen Menschen: an Teilnehmende der U16-Wahl, an Erstwähler*innen ab 16 und an weitere Interessierte.

WICHTIG ZUR U16-WAHL
Die U16-Wahl bildet die Wahl zur Regionsversammlung ab. Die WAL steht nicht auf dem U16-Stimmzettel. Ihre Antworten sind hier trotzdem enthalten, weil das Plakat allgemein über kommunalpolitische Positionen zur Kommunalwahl in Langenhagen informiert.

FRAGENBLÖCKE

Fragen von Jugendlichen

aus den Jugendtreffs in Langenhagen
SPD CDU Bündnis 90/Die Grünen AfD Die Linke Die PARTEI WAL

1. Kinder- und Jugendarbeit / Freizeit

• Wie sollen Jugendtreffs unterstützt
werden?

• Soll es mehr offene Räume für
Jugendliche geben?

• Welche Angebote für Freizeit, Kultur und
Sport sind geplant?

• Die SPD will verlässliches Geld, feste Fachkräfte und gute Räume
für Jugendtreffs.

• Kürzungen bei der Jugendarbeit lehnt sie ab.
• Weitere gut erreichbare Jugendräume sollen besonders dort

entstehen, wo es bisher wenige gibt.
• Die SPD will mehr Freizeitangebote und Treffpunkte in

Langenhagen.
• Beim Sport nennt sie eine neue Sporthalle im Westen, einen

gemeinsamen Kunstrasenplatz und Hilfe für Ehrenamtliche.

• Die CDU will die offene Jugendarbeit verlässlich unterstützen und
weiterentwickeln.

• Gemeinsam mit Jugendlichen soll geprüft werden, wo neue Räume
oder andere Angebote nötig sind.

• Als mögliches Angebot nennt sie einen Dirt-Track.
• Sie will moderne Sportplätze, Platz für Vereine und Unterstützung

für Ehrenamtliche.

• Die Grünen wollen mehr Personal und Geld für die städtische
Jugendarbeit. Sie wollen regelmäßig prüfen, ob die Angebote alle
Jugendlichen erreichen.

• Das Monopol soll erhalten bleiben. Es soll mehr Angebote ohne
Vereinsmitgliedschaft geben.

• Mädchen, queere Jugendliche und Jugendliche mit Behinderungen
sollen besser erreicht werden.

• Die Nacht des Sports soll mehr unterschiedliche Jugendliche
erreichen. Gewünscht sind außerdem Schul-AGs, Tischtennis, ein
Roller-Parcours und eine Sport-Anlage für Übungen mit dem eigenen
Körper.

• Zuschüsse sollen Vereinsbeiträge für alle bezahlbar machen.

• Die AfD will Jugendtreffs dauerhaft erhalten und ausreichend
finanzieren.

• Jugendliche sollen bei der Gestaltung der Angebote mitentscheiden.
• Offene Jugendräume sollen erhalten bleiben. Dabei ist egal, ob die

Stadt oder ein freier Träger sie betreibt.
• Sie will mehr Angebote für Freizeit, Kultur, Sport und soziale

Projekte.
• Sportvereine und Sportplätze sollen unterstützt werden, wenn

genug Geld vorhanden ist.
• Sport soll für alle Kinder bezahlbar sein. Bei Jugendlichen will die

AfD nicht sparen.

• Die Linke will mehr Geld und mehr Personal für Jugendarbeit und
vorbeugende Hilfe.

• Jugendtreffs sollen modernisiert werden. Weitere offene Räume
sollen gemeinsam mit Jugendlichen entstehen.

• Der Bunker an der Walsroder Straße soll ein Kulturbunker werden.
• Sport soll unabhängig vom Geld der Eltern möglich sein. Dazu

gehören Vereine und offene Angebote.
• Junge Parteimitglieder haben die Gruppe Langenhagen.Antifa

mitgegründet und suchen weitere Mitstreitende.

• Die PARTEI will, dass Jugendliche selbst über Angebote und Geld
mitentscheiden.

• Jugendtreffs sollen einladende Orte sein. Erwachsene sollen nicht
allein bestimmen, was dort passiert.

• Neue Räume sollen gemeinsam geplant und später weiterentwickelt
werden.

• Sie will Angebote für Sport, Kultur, Musik und Kreatives.
• Jugendliche sollen aber auch einfach Freunde treffen und abhängen

dürfen.

• Die WAL sagt, dass sie bisher alle Anträge auf Geld und Personal für
die Jugendarbeit unterstützt hat.

• Sie will das auch künftig tun und Jugendtreffs als Schutzräume
erhalten.

• Monopol und IKEP sollen weiter unterstützt werden. Für das IKEP
wurden Reparaturen beantragt.

• Geplant sind Sport-Anlagen für Übungen mit dem eigenen Körper,
Bike-Parks und ein Mountainbike-Park.

• Außerdem will die WAL Graffiti-Wände und Graffiti-Workshops
anbieten.

2. Beteiligung und Mitbestimmung

• Wie können junge Menschen
mitentscheiden?

• Welche Angebote sollen kostenlos oder
günstiger werden?

• Wie sollen Einwohnerinnen und
Einwohner besser beteiligt werden?

• Die SPD will Rederecht, eigenes Geld und eine feste
Ansprechperson für das Jugendparlament.

• Wer eine Idee einbringt, soll eine Antwort bekommen.
• Jugendliche sollen bei Räumen, Schulhöfen sowie Spiel- und

Sportplätzen früh beteiligt werden.
• Die SPD will kostenloses Mittagessen an Grundschulen und

bezahlbare Freizeitangebote.
• Alle Einwohnerinnen und Einwohner sollen früh und verständlich

informiert werden.

• Die CDU sagt: Jugendliche sollen ernst genommen werden und
echte Ergebnisse sehen.

• Kostenlose oder günstigere Angebote unterstützt sie, wenn sie
sinnvoll und bezahlbar sind.

• Auch Vereine und ehrenamtliche Trainerinnen und Trainer sollen
Unterstützung bekommen.

• Als Möglichkeit für politisches Engagement nennt die CDU die Junge
Union.

• Die Grünen wollen Schülervertretungen und das Jugendparlament
stärken. Ihre Anliegen sollen auch im Jugendhilfeausschuss
berücksichtigt werden.

• Mitbestimmung soll schon in Kitas beginnen. Aktionstage an
Schulen und Fahrten in Parlamente sollen das Jugendparlament
bekannter machen.

• Der ermäßigte Eintritt in die Wasserwelt soll bleiben. Auch in Parks
soll es Jugendangebote und zum Beispiel Poetry-Slam-Wettbewerbe
geben.

• Die Grünen wollen ein kostenloses Bus- und Bahn-Ticket für alle
Schülerinnen und Schüler.

• Die bisherige Zwei-Kilometer-Grenze für dieses Ticket soll
wegfallen.

• Die AfD will das Jugendparlament stärken und regelmäßige
Gespräche mit Stadt und Politik.

• Jugendliche sollen bei Jugendtreffs, Sportplätzen und
Veranstaltungen beteiligt werden.

• Kein Kind soll wegen fehlendem Geld von Freizeit oder Sport
ausgeschlossen sein.

• Wegen der Haushaltslage verspricht die AfD aber keine bestimmten
kostenlosen Angebote.

• Sie wünscht digitale Beteiligung, öffentliche Vorstellungen großer
Bau- und Investitionsprojekte und möglichst ein Stimmrecht des
Jugendparlaments im Rat.

• Die Linke will Kinderrechte im Grundgesetz und mehr direkte
Mitbestimmung.

• Eine Kindergrundsicherung soll Kinder vor Armut schützen.
• Bus und Bahn sollen für alle Menschen unter 18 Jahren kostenlos

sein.
• Auf Antrag der Linken wurden kostenlose Menstruationsartikel in

Schulen und Jugendtreffs beschlossen.

• Die PARTEI will echte Entscheidungsmacht für Jugendparlamente.
Dazu gehört auch eigenes Geld.

• Auch Jugendliche, die sich bisher nicht mit Politik beschäftigen,
sollen leicht mitmachen können.

• Sie fordert kostenloses Mittagessen und mehr kostenlose oder
günstigere Freizeitangebote.

• Ein Bürgerrat soll Einwohnerinnen und Einwohnern das Einbringen
von Ideen erleichtern.

• Beteiligung soll früh beginnen und zu echten Entscheidungen
führen.

• Die WAL will das Jugendparlament und sein eigenes Geld weiter
unterstützen.

• Sie verweist auf bestehende Ermäßigungen und die Förderung der
Musikschule.

• Kostenloses Mittagessen an Schulen ist ein Ziel. Die Stadt kann es
nach Ansicht der WAL derzeit nicht bezahlen.

• Jugendliche sollen direkte Ansprechpersonen haben und ohne
Hürden ihre Wünsche mitteilen können.

• Ideen wie ein Bike-Park seien direkt von Jugendlichen gekommen.

3. Schule und Bildung

• Wie sollen Schulen und Schulgebäude
verbessert werden?

• Soll die Schule später beginnen?
• Soll es eine Berufsschule in

Langenhagen geben?
• Wie werden queere Jugendliche

geschützt?

• Die SPD nennt den Neubau der IGS als wichtigste Aufgabe.
• Andere Schulen sollen schneller saniert und digital ausgestattet

werden. Auch gute Toiletten und kostenloses Mittagessen sind
wichtig.

• Einen späteren Schulbeginn findet die SPD gut. Entscheiden sollen
die Schulen selbst.

• Die Region ist für Berufsschulen zuständig. Die SPD unterstützt
Lösungen, die lange Wege vermeiden.

• Mehr Schulsozialarbeit soll queere Jugendliche schützen und
Mobbing verhindern.

• Die CDU will moderne und sichere Schulen sowie weitere
Sanierungen und Neubauten.

• Familien sollen bei der Ganztagsbetreuung wählen können. Die
Betreuung soll eine hohe Qualität haben.

• Einen späteren Schulbeginn lehnt die CDU eher ab. Ein geregelter
Tagesablauf sei wichtig.

• Überfüllte Busse und sichere Schulwege sollen verbessert werden.
• Zur Berufsschule macht die CDU in ihrer Antwort keine eigene

Aussage. Sie lehnt Diskriminierung an Schulen ab.

• Die Grünen wollen digitale und klimagerechte Schulen.
• Dazu gehören funktionierende Geräte, kostenloses Wasser,

Schatten und weniger Hitze.
• Schulen sollen selbst über ihre Unterrichtszeiten entscheiden.

Busse müssen dann dazu passen.
• Eine weitere Berufsschule in Langenhagen begrüßen die Grünen.
• Sie wollen sichere Räume und feste Teams als Ansprechpersonen

gegen Diskriminierung.

• Die AfD will saubere, sichere und moderne Schulen mit guten
Toiletten, Fachräumen und digitaler Technik. Auch
Hausaufgabenbetreuung und Freizeitangebote gehören für sie dazu.

• Ein späterer Schulbeginn soll an einzelnen Schulen getestet werden
können.

• Busverbindungen sollen angepasst werden, wenn der Bedarf klar ist
und die Finanzierung stimmt.

• Vor einer neuen Berufsschule will die AfD zuerst den Bedarf prüfen.
• Mobbing, Gewalt und Ausgrenzung gegen queere Jugendliche lehnt

sie ab.

• Die Linke will gut ausgestattete und sanierte Schulen, die alle
Kinder fördern. Bildung soll nicht vom Geld der Eltern abhängen.

• Sie findet, dass die Verbesserungen in Langenhagen zu langsam
vorangehen.

• Einen offenen und späteren Schulbeginn unterstützt sie.
• Wenn die Region neue Berufsschulorte sucht, hält die Linke

Langenhagen für geeignet.
• Sie will queere Menschen vor Diskriminierung schützen und queere

Jugendarbeit stärken.

• Die PARTEI sagt: Die Probleme der Schulen liegen nicht nur an den
Gebäuden. Auch Unterricht und Schulalltag müssen besser werden.

• Schule soll Spaß machen, auf das Leben vorbereiten und dafür
sorgen, dass weniger Jugendliche die Schule abbrechen.

• Sie unterstützt einen späteren oder flexiblen Schulbeginn, neue
Lernmodelle und teilweise Online-Unterricht.

• Als Beispiele nennt sie eine Schule in Wutöschingen und flexible
Lernmodelle in Sachsen-Anhalt.

• Ob Langenhagen eine Berufsschule oder andere konkrete Angebote
braucht, soll nicht die Politik allein entscheiden. Betroffene sollen
den Bedarf gemeinsam klären.

• Wenn das Geld nicht sofort reicht, sollen Lösungen auch in
mehreren Schritten oder in anderer Form umgesetzt werden.

• Respekt soll jeden Tag gelten. Aufklärung, feste Ansprechpersonen
und eine klare Haltung sollen queere Menschen in Schulen,
Jugendtreffs und Vereinen vor Ausgrenzung schützen.

• Die WAL sieht Sanierung, Neubau und digitale Ausstattung der
Schulen als höchste Priorität.

• Die WAL sagt: Sie hat Apple-Geräte für Schulen gefordert und den
Rat überzeugt. Wenn Schulen Apple-Geräte wollen, sollen sie diese
statt Microsoft-Geräten bekommen.

• Über Unterricht und Anfangszeiten entscheiden die Schulen selbst.
• Einen späteren Beginn und passende Busfahrpläne würde die WAL

unterstützen.
• Sie wünscht weitere Berufsschul-Angebote in Langenhagen.

Zuständig ist aber die Region.
• Auf Unterricht und Lehrpläne hat die Stadt nur wenig Einfluss. Bei

Neubauten kann sie aber Toiletten für alle Geschlechter
bereitstellen.

• Die WAL will bessere Meldestellen gegen Rassismus, feste
Sozialarbeit an jeder Schule und Vertrauenslehrkräfte für queere
Jugendliche.

4. Umwelt und Stadtentwicklung

• Wie sollen Natur, Klima und Tiere
geschützt werden?

• Was soll mit dem alten Freibad in
Godshorn passieren?

• Wo soll es rauchfreie Bereiche geben?

• Die SPD will mehr Stadtgrün, Bäume, geschützte Naturflächen und
erneuerbare Energie.

• Sie will weniger Fluglärm und unterstützt Tierheime und
Tierschutzvereine.

• Auf dem alten Freibadgelände soll eine Mischung aus Wohnungen,
Grün und Treffpunkten entstehen.

• Ein reiner Bürgerpark sei finanziell nicht möglich gewesen.
• Spielplätze, Sportplätze, Schulen und Jugendtreffs sollen rauchfrei

sein.

• Die CDU will Natur und Grün erhalten und die Stadt an Hitze und
Klimawandel anpassen.

• Umwelt und Wirtschaft sollen nicht gegeneinander ausgespielt
werden.

• Für das alte Freibad soll zuerst ein Unternehmen gesucht werden,
das dort Wohnungen baut.

• Wenn das nicht klappt, ist die CDU offen für Freizeit und Erholung.
• Rauchfreie Bereiche sind ihr besonders dort wichtig, wo Kinder und

Jugendliche geschützt werden müssen.

• Die Grünen wollen Langenhagen bis 2035 klimaneutral machen. Die
Stadt soll dann unter dem Strich keine zusätzlichen Treibhausgase
verursachen.

• Flächen mit Beton und Asphalt sollen wieder geöffnet werden. Die
Wietze soll natürlicher werden und es soll mehr Bäume geben.

• Sie wollen Trinkwasserbrunnen, weniger Plastik und Behälter für
Zigarettenkippen.

• Auf dem alten Freibadgelände ist Wohnungsbau geplant. Ein großer
Teil soll der Erholung dienen.

• Zu weiteren rauchfreien Bereichen enthält die Antwort keine
konkrete Aussage.

• Die AfD will Grünflächen, Bäume, Gewässer und Lebensräume für
heimische Tiere erhalten.

• Vermüllung soll stärker bekämpft werden.
• Beim alten Freibad bevorzugt sie eine Wiederherstellung. Vorher

müssen Kosten für Bau und Betrieb geprüft werden.
• Als rauchfreie Bereiche nennt sie Parks, Spielplätze, Bolzplätze und

Bänke.

• Die Linke will Flächen mit Beton und Asphalt wieder öffnen und
mehr Schutz vor Hitze.

• Langenhagen soll bis 2035 klimaneutral werden.
• Auf dem alten Freibadgelände sind Wohnungen geplant. Die Linke

würde Ideen aus der Bevölkerung für Freizeit unterstützen.
• Rauchverbote sollen auch für E-Zigaretten und erhitzte

Tabakprodukte gelten.
• Jeden zusätzlichen rauchfreien Bereich begrüßt die Linke.

• Die PARTEI will eine Stadt, in der Wirtschaft, Menschen und Natur
zusammenpassen.

• Umwelt, Lebensqualität und wirtschaftliche Entwicklung sollen
gemeinsam geplant werden.

• Für Godshorn fordert sie ein neues Freibad.
• Rauchverbote sollen kontrolliert werden.
• Zusätzlich will sie Projekte, die den Einstieg ins Rauchen verhindern

und beim Aufhören helfen.

• Die WAL nennt ein Programm für 1.000 Bäume, eine Karte mit
kühlen Orten und mehr Trinkwasserbrunnen.

• Sie will mehr Balkon-Solaranlagen und allgemein mehr
Solarenergie.

• Für das alte Freibadgelände ist Wohnungsbau beschlossen. Die WAL
kann sich dort auch einen Bike-Park vorstellen.

• Rauchverbote sollen auch bei Vapes durchgesetzt werden.
• Weitere rauchfreie Bereiche will die WAL einrichten, wenn sie für

den Gesundheitsschutz nötig sind.

5. Soziales

• Wie sollen wohnungslose Menschen
unterstützt werden?

• Welche Hilfe soll es für Menschen ohne
Arbeit geben?

• Die SPD will mehr geförderte und städtische Wohnungen mit
bezahlbaren Mieten.

• Menschen in Not sollen schnell Hilfe und eine persönliche Beratung
bekommen.

• Stadt, Region, Wohlfahrtsverbände und Ehrenamtliche sollen eng
zusammenarbeiten.

• Gemeinwesen- und Familienzentren in den Stadtteilen sollen offene
Anlaufstellen in der Nähe sein.

• Arbeitsplätze, Ausbildung und Weiterbildung sollen Menschen ohne
Arbeit helfen.

• Die CDU will konkrete Hilfen und Wege zurück in ein
selbstbestimmtes Leben.

• Gute Arbeitsplätze und Ausbildungsplätze sollen nach Langenhagen
kommen.

• Die Grünen sagen: Jeder Mensch hat ein Recht auf ein sicheres
Zuhause.

• Sie unterstützen leicht erreichbare Hilfen und Housing First. Das
bedeutet: zuerst eine Wohnung, dann weitere Hilfe.

• Bezahlbare Wohnungen sollen besser geschützt werden. Eine
Übersicht über die üblichen Mieten soll gegen zu hohe Mieten
helfen.

• Wohnungen sollen nicht einfach zu Büros oder Ferienwohnungen
umgebaut werden. Mieterinnen und Mieter sollen Hilfe für
Balkon-Solaranlagen bekommen.

• Besonders Frauen und Familien sollen Unterstützung bekommen.

• Die AfD will Menschen helfen, bevor aus einer Krise dauerhafte
Wohnungslosigkeit wird.

• Sie fordert bezahlbaren Wohnraum sowie mehr Unternehmen und
Arbeitsplätze.

• Soziale Hilfe soll Menschen nach Möglichkeit wieder in Arbeit
bringen.

• Die Linke unterstützt Housing First. Das bedeutet: Eine sichere
Wohnung steht am Anfang der Hilfe.

• Menschen sollen Arbeit finden, die zu ihren Fähigkeiten passt.
• Gute Arbeit bedeutet gute Löhne, Mitbestimmung und einen

sicheren Arbeitsplatz.
• Menschen ohne Arbeit sollen genug Geld für die Teilnahme am

gesellschaftlichen Leben haben.

• Die PARTEI hat Housing First in Langenhagen unterstützt. Dabei
bekommen Betroffene zuerst eine Wohnung.

• Hilfen sollen leicht erreichbar sein und weniger Formulare
verlangen.

• Sie ist gegen eine Stadtgestaltung, die wohnungslose Menschen
vertreibt.

• Die Stadt soll bei Wohnung, Arbeit und sozialen Problemen konkret
helfen.

• Die WAL unterstützt Housing First und mehr bezahlbare
Wohnungen. Dabei steht eine Wohnung am Anfang der Hilfe.

• Ausbildung, Weiterbildung sowie finanzielle und soziale Hilfen sollen
neue Chancen schaffen.

• Ärztliche und psychologische Hilfe soll barrierefrei erreichbar sein.
• Ämter, medizinische Dienste, Kirchen und Sozialdienste sollen als

Netzwerk zusammenarbeiten.

6. Wirtschaft

• Wie sollen Betriebe und Arbeitsplätze
unterstützt werden?

• Welche Art von Wirtschaft wünscht sich
die Partei für Langenhagen?

• Die SPD will bestehende Arbeitsplätze sichern und neue gewinnen.
• Die Verwaltung soll Genehmigungen schneller bearbeiten und feste

Ansprechpersonen anbieten.
• Geschäfte, Cafés und lebendige Stadtzentren sollen gestärkt

werden.
• Junge Menschen sollen Ausbildungsplätze und bezahlbare

Wohnungen in Langenhagen finden.

• Die CDU will gute Bedingungen für Unternehmen, Handwerk und
Einzelhandel.

• Eine starke Wirtschaft soll Arbeitsplätze, Ausbildungsplätze und
Einnahmen für die Stadt schaffen.

• Entscheidungen, die Unternehmen unnötig belasten, will die CDU
nicht unterstützen.

• Die Grünen wollen faire Arbeitsplätze und Unternehmen, die
Umwelt und Klima schützen.

• Weitere große Speditionen und Lager-Unternehmen sehen sie
kritisch. Die Straßen seien schon stark belastet.

• Ein Zentrum für neue Unternehmen soll Arbeitsplätze der Zukunft
schaffen.

• Als Themen nennt die Partei erneuerbare Energie und
Wiederverwertung von Rohstoffen.

• Schulen und Handwerksbetriebe sollen enger zusammenarbeiten.

• Die AfD will weniger Bürokratie, damit Betriebe bleiben und neue
Betriebe kommen.

• Schulen, Unternehmen, Berufsschulen und Ausbildungsbetriebe
sollen stärker zusammenarbeiten.

• Kleine und mittlere Unternehmen sollen weniger belastet werden.
• Die AfD lehnt neue Steuern und Gebühren für Unternehmen ab.
• Einnahmen aus einer starken Wirtschaft sollen Schulen, Sport und

wichtige Einrichtungen finanzieren.

• Die Linke sagt: Die Wirtschaft soll den Menschen dienen.
• Sie fordert Tarifverträge, Mitbestimmung und soziale Sicherheit.
• Die Stadt soll bei Aufträgen und Förderungen verbindliche soziale

und ökologische Regeln setzen.
• Die Wirtschaft soll nachhaltig sein und allen Menschen in der Stadt

nützen.
• Dazu gehören umweltfreundliche Energie und ein besseres Bus-

und Bahn-Angebot.

• Die PARTEI unterstützt die Gemeinwohl-Ökonomie. Dabei soll die
Wirtschaft Menschen, Stadt und Natur nützen.

• Unternehmen sollen Vorteile bekommen, wenn sie gute Arbeit
bieten und der Stadt nutzen.

• Die Verwaltung soll neue Ideen nicht unnötig verhindern.
• Die Partei will passende Anreize und eine Wirtschaftsförderung, die

Menschen und Natur berücksichtigt.

• Die WAL sagt: Eine starke Wirtschaft finanziert freiwillige Angebote
für Jugend und Familien.

• Sie will den Betrieben zuhören und jeden Arbeitsplatz erhalten.
• Der Flughafen sei besonders wichtig. Laut WAL sichert er etwa

22.500 Arbeitsplätze.
• Die WAL lehnt ein Nachtflugverbot ab. Sie sagt, dadurch würden

etwa 1.000 Arbeitsplätze verloren gehen.
• Die WAL nennt angekündigte Standortschließungen bei Reemtsma,

Hyundai und dem Klinikum Region Hannover. Nach ihrer Angabe
könnten dadurch etwa 1.500 Arbeitsplätze verloren gehen.

7. Zum Abschluss

• Warum sollen junge Menschen diese
Partei wählen?

• Was ist für die Partei das wichtigste Ziel
in Langenhagen?

• Die SPD will einen Alltag, der funktioniert: gute Busse und Bahnen,
sichere Radwege und moderne Schulen.

• Dazu kommen bezahlbare Wohnungen und Treffpunkte ohne
Eintritt.

• Als konkrete Projekte nennt sie die neue IGS, die Sporthalle im
Westen und kostenloses Mittagessen an Grundschulen.

• Das Jugendparlament soll wirklich mitreden dürfen.
• Langenhagen soll eine Stadt sein, in der junge Menschen gerne

bleiben. Die SPD ruft alle zum Wählen auf.

• Die CDU sagt, ihre Kandidierenden seien im Durchschnitt jünger als
bei anderen Parteien. Viele haben eigene Kinder an Schulen.

• Kinder und Jugendliche sollen sicher aufwachsen und gute Chancen
bekommen.

• Dafür nennt sie Schulen, sichere Orte, Vereine, wichtige
Verkehrswege und eine starke Wirtschaft.

• Die CDU fordert Lösungen statt Hass und Spaltung.
• Junge Menschen sollen selbst denken, sich einmischen und

Verantwortung übernehmen.

• Die Grünen stellen Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und gute
Bildung in den Mittelpunkt.

• Sie nennen moderne Schulen, kostenloses Frühstück und mehr
Mitbestimmung.

• Junge Menschen sollen ab 16 Jahren wählen und nach Wunsch der
Grünen auch gewählt werden können.

• Kinder- und Jugendparlamente sollen ausgebaut werden.
• Das wichtigste Ziel ist eine klimaneutrale Stadt mit einer intakten

Umwelt.

• Die AfD will, dass junge Menschen mitgestalten.
• Sie nennt gute Schulen, Ausbildung, Arbeit, bezahlbare Wohnungen

und Freizeitangebote als Ziele.
• An erster Stelle will sie die Finanzen der Stadt ordnen.
• Nur mit geordneten Finanzen könnten Schulen und Jugendangebote

bezahlt werden.

• Die Linke will eine Stadt, die allen Menschen gehört und niemanden
ausgrenzt.

• Wohnen soll bezahlbar sein. Kinder und Jugendliche sollen gleiche
Chancen haben.

• Beschäftigte, Familien, Ehrenamtliche und Nachbarschaften sollen
unterstützt werden.

• Wichtige Ziele sind Klimaschutz, Solidarität und ein gutes
Miteinander.

• Die PARTEI sieht Politik als gemeinsames Projekt.
• Jugendliche sollen nicht nur als Zukunft gesehen werden. Sie leben

jetzt in Langenhagen und sollen jetzt mitentscheiden.
• Sie sollen später bezahlbar wohnen, Natur erleben, Betreuung

finden und einen passenden Beruf haben.
• Das wichtigste Ziel lautet: mehr Mut, mehr Ideen, mehr

Gemeinschaft und weniger Ausreden.

• Die WAL sieht Schulen, Betreuung und Bildungsangebote als
höchste Priorität.

• Die WAL sagt: Die Stadt hat ein Ausgabenproblem und kein
Einnahmenproblem.

• Die Ausgaben der Stadt sollen überprüft und klare Prioritäten
gesetzt werden.

• Solide Finanzen sollen verhindern, dass Jugendarbeit und
Freizeitangebote gestrichen werden.

• Die WAL sagt, dass sie jungen Menschen zuhört und ihre Anliegen
unterstützt.

UMFANG DER VERÖFFENTLICHUNG: Veröffentlicht werden die Antworten der zur Kommunalwahl in Langenhagen antretenden Parteien und Wählervereinigungen, die bis zum Ende der Rückmeldefrist am 19. August 2026 zu den eingereichten Jugendfragen eingegangen sind.
Parteien und Wählervereinigungen, von denen bis dahin keine Antworten vorlagen, sind nicht dargestellt.

Hinweis: Diese Texte sind KI-gestützte, redaktionell geprüfte Zusammenfassungen der Parteiantworten. Sie sind nicht die Originalantworten. Aussagen darüber, was eine Partei nur prüfen, unterstützen oder vielleicht umsetzen will, wurden als solche gekennzeichnet. Maßgeblich sind die Originalantworten. Reihenfolge gemäß den amtlichen Stimmzetteln zur Kommunalwahl 2026. Die Darstellung ist keine Wahlempfehlung.
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